
Gesetz oder aber durch vorangegangenes Tun begrün­
dete Rechtspflicht zum Handeln oblag, der er vorsätz­
lich (wissentlich) nicht flachgekommen ist. Eine allge­
meine politisch-moralische Verpflichtung, so z. B. die 
Verpflichtung aller Staatsbürger, einen angetrunkenen 
Kraftfahrer am Führen eines Fahrzeuges zu hindern 
und damit eine Gefährdung des Straßenverkehrs sowie 
des Lebens und der Gesundheit anderer Bürger auszu­
schließen, vermag für sich allein noch keine strafrecht­
liche Verpflichtung zum Tätigwerden zu begründen. 
Das Bezirksgericht hat zunächst auch richtig erkannt, 
daß für den Angeklagten H. auf Grund seines Arbeits­
rechtsverhältnisses mit dem GHK und der darauf be­
ruhenden Beziehungen zu B. als Arbeitskollegen oder 
auf Grund seiner beruflichen Stellung als Kraftfahrer 
keine Rechtspflicht bestand, B. am Fahren des LKW zü 
hindern. Es hat aber die Auffassung vertreten, daß H. 
auf Grund vorangegangenen Tuns zu einem solchen 
Handeln verpflichtet gewesen sei. Hierzu wird ange­
führt, daß H. gemeinsam mit B. getrunken habe; zu 
Beginn der Trinkerei habe er zwar nicht voraussehen 
und wissen können, daß B. sich später entschließen 
würde, mit seinem bereits ordnungsgemäß abgeliefer­
ten LKW nach L. zu fahren. H. habe B. jedoch, als 
dieser gegen 21.00 Uhr habe nach Hause gehen wollen, 
dazu bestimmt, ihm weiter in der Gaststätte Gesell­
schaft zu leisten, weil ihm eine Unterhaltung mit sei­
nen anderen beiden Arbeitskollegen infolge deren 
Trunkenheit nicht mehr möglich erschienen sei. Das 
habe dazu geführt, daß B. in der Gaststätte verblieben 
sei und weitere alkoholische Getränke zu sich genom­
men habe. H. habe den alkoholbeeinflußten Zustand 
B.s und dessen dadurch bedingte Fahruntüchtigkeit er­
kannt; er habe dann auch Kenntnis von der Absicht 
B.s erhalten, mit dem Wagen des GHK nach L. zu fah­
ren, ebenso von den ihm gegenüber geäußerten Beden­
ken der Zeugin J., der gegenüber er auch seine Bereit­
schaft erklärt habe, den LKW notfalls selbst zu fahren. 
Auf Grund dieser Umstände sei er verpflichtet ge­
wesen, B. an der Ausführung seines Entschlusses zu 
hindern. Diese Auffassung des Bezirksgerichts ist feh­
lerhaft. Dabei hat es außer acht gelassen, daß nicht 
jedes einer Straftat vorangegangene Tun eine Rechts­
pflicht zum Handeln begründet. Das vermag vielmehr 
nur ein Verhalten zu bewirken, durch das hinsichtlich 
eines gesetzlich geschützten Objekts eine Gefahren­
situation herbeigeführt worden ist. Auf den vorliegen­
den Fall angewendet, bedeutet das, daß H. dann ver­
pflichtet gewesen wäre, B. am Fahren mit dem LKW 
zu hindern, wenn er in Kenntnis davon, daß B. noch 
mit einem Fahrzeug fahren wollte, zur Beeinträchti­
gung der Fahrtüchtigkeit des B. durch Verabreichung 
alkoholischer Getränke beigetragen hätte. Nach den in­
soweit getroffenen eigenen Feststellungen des Bezirks­
gerichts ist dies jedoch nicht der Fall gewesen. Sowohl 
bei Beginn des Trinkgelages als auch zum Zeitpunkt 
des durch H. veranlaßten weiteren Verbleibens des 
Verurteilten B. in der Gaststätte war H. nicht bekannt, 
daß B. später noch mit einem Kraftfahrzeug fahren 
würde; das konnte ihm auch nicht bekannt sein, weil 
B. zu dieser Zeit selbst noch keinen solchen Entschluß 
gefaßt hatte. Das geschah vielmehr erst zu einem we­
sentlich späteren Zeitpunkt, und zwar ohne jedes Zu­
tun H.s. Nach den Tatsachenfeststellungen hat B. die 
Ausführung seines Vorhabens auch nicht von der Be­
teiligung H.s an der Fahrt abhängig gemacht; er ist 
in seinem Entschluß auch nicht durch die Zusage H.s 
zur Mitfahrt bestärkt worden, und zwar auch nicht 
durch die Äußerung H.s gegenüber der Zeugin J., daß 
gegebenenfalls er den Wagen fahren wolle, weil B. bei 
diesem Gespräch überhaupt nicht zugegen war, wie 
dies die Zeugin J. ausdrücklich erklärt hat. Nach dem 
Ergebnis der Beweisaufnahme haben vielmehr B. und 
die Zeugin J. den Angeklagten H. von ihrer Absicht, 
mit dem LKW nach L. zu fahren, in Kenntnis gesetzt 
und ihn durch die Inaussichtstellung, mit auf das Zim­
mer Inge J.s kommen und dort mit Bärbel K. ge­
schlechtlich verkehren zu können, zur Beteiligung an 
der Fahrt bestimmt. Demnach ist festzustellen, daß das 
dem Antritt der Fahrt nach L. vorangegangene Ver­
halten H.s (gemeinsame Zecherei mit B. und zwei wei­
teren Arbeitskollegen — Aufforderung an B. zum wei­
teren Verbleiben in der Gaststätte) keine Rechtspflicht 
für ihn begründete, B. an der Ausführung seines Vor­

habens zu hindern, weil durch dieses Verhalten H.s 
keine die Sicherheit im Straßenverkehr gefährdende 
Situation eingetreten war. Eine derartige Gefahrenlage 
entstand einzig und allein durch den später gefaßten 
und ausgeführten Entschluß B.s, in seinem alkoholbe­
einflußten Zustand ein Fahrzeug zu führen. H. hat sich 
an dem von B. durch Ausführung seines Vorhabens be­
gangenen Verstoß gegen § 49 StVO auch nicht dadurch 
beteiligt, daß er B. zu der Fahrt bestimmte (anstiftete) 
oder diesem die Benutzung des Fahrzeuges, so durch 
Überredung oder Täuschung des Pförtners des GHK 
zur Herausgabe des LKW, ermöglichte (Tathilfe) oder 
ihm Hinweise für die Erlangung des Wagens bzw. zur 
Durchführung der Fahrt erteilte (Rathilfe). H. hätte 
daher nicht wegen Beihilfe zu dem von B. begangenen 
Vergehen nach § 49 StVO verurteilt werden dürfen.

Diese Beurteilung ändert jedoch nichts an dem so­
wohl vom Bezirksgericht als auch von beiden Rechts­
mitteln besonders hervorgehobenen Umstand, daß H. 
entsprechend den in der Deutschen Demokratischen 
Republik herrschenden Moralanschauungen der Werk­
tätigen die allen Bürgern obliegende politisch-mora­
lische Verpflichtung gehabt hätte, B. an der Ausführung 
seines von H. als strafbar erkannten Verhaltens zu hin­
dern, wozu er — wie vom Bezirksgericht richtig fest­
gestellt worden ist — objektiv in der Lage gewesen 
wäre. Diese moralische Verpflichtung hatte er auch 
deshalb und in stärkerem Maße als jeder andere Bür­
ger, weil er selbst Kraftfahrer und mit B. durch das 
gemeinsame Arbeitsverhältnis beim GHK verbunden 
war und er auch gegenüber seinem volkseigenen Be­
schäftigungsbetrieb politisch-moralisch verpflichtet war, 
jedwede mögliche Gefährdung des Volkseigentums, die 
mit dem Benutzen des LKW des GHK durch den an­
getrunkenen B. verbunden war, zu verhindern.

Das diesen Pflichten widersprechende Verhalten H.s 
offenbart, daß er es trotz seiner Arbeitsbereitschaft 
noch nicht verstanden hat, zu seinem volkseigenen Be­
trieb und seinen Arbeitskollegen sozialistische, auf Ver­
antwortungsbewußtsein, echter Kameradschaft und ge- 
gegenseitiger Hilfe beruhende Beziehungen herzustel­
len, und er darüber hinaus, worauf im nachfolgenden 
noch eingegangen wird, seine ihm obliegenden gesetz­
lichen Pflichten nicht emstgenommen hat. Insoweit 
hat das Bezirksgericht nicht erkannt, daß sich H. nach 
anderen Gesetzen strafbar gemacht hat. Schon in der 
Anklage ist in tatsächlicher Hinsicht angeführt wor­
den, daß H. auf Vorschlag B.s an der Fahrt nach L. 
teilnahm, er als vierte Person in das nur für zwei 
Personen zugelassene Fahrerhaus zugestiegen war und 
er nach dem ihm durch B. bekannt gewordenen Unfall 
den Unfallort verlassen und sich in keiner Weise um 
das Geschehen gekümmert hat. Dieses Verhalten H.s 
war ausweislich des Protokolls über die Hauptverhand­
lung auch Gegenstand der Beweisaufnahme und hat in 
den tatsächlichen Urteilsfeststellungen seinen Nieder­
schlag gefunden. Das hätte das Bezirksgericht veran­
lassen müssen, schon bei der Eröffnung des Hauptver­
fahrens, spätestens aber in der Hauptverhandlung, zu 
prüfen, ob und inwieweit H. deswegen strafrechtlich 
zur Verantwortung gezogen werden muß. Die in der 
Rechtsmittelinstanz vorgenommene Überprüfung des 
Urteils hat ergeben, daß dieses Verhalten H.s sowohl 
den Tatbestand des unbefugten Gebrauchs von Kraft­
fahrzeugen (Vergehen nach § 1 VO gegen unbefugten 
Gebrauch von Kraftfahrzeugen und Fahrrädern vom'
20. Oktober 1932, GBl. I S. 496) als auch den Tatbestand 
der Verkehrsunfallflucht (§ 139 a StGB) in Tateinheit 
mit unterlassener Hilfeleistung (§ 330 c StGB) erfüllt.

Dementsprechend hat das Oberste Gericht gemäß 
§ 216 Abs. 1 StPO in der Rechtsmittelverhandlung auf 
die Möglichkeit einer Veränderung der Rechtslage hin­
gewiesen. H. hat gemeinsam mit B. den LKW des 
GHK für die von ihnen beabsichtigte private Fahrt 
nach L. in Gebrauch genommen. Sie haben damit gegen 
den Willen des Berechtigten, und zwar gegen das von 
der Betriebsleitung des GHK erlassene ausdrückliche 
Verbot der Benutzung der Kraftwagen für Privat­
fahrten, gehandelt. H. war nicht nur, wie von der 
Verteidigung in Erwägung gezogen wurde, Mitfahrer 
von B. Er hat den Wagen vielmehr selbst gebraucht, 
weil er an der Durchführung der Fahrt ein eigenes 
Interesse hatte, nämlich nach L. zu kommen, um dort 
mit der Zeugin K. geschlechtlich zu verkehren. Daran
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